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290. Verlautbarung der Wahlordnung des Senats als Teil der provisorischen Sat-
zung der Universität Innsbruck gemäß § 121 Abs 3 UG 2002 

 
 
Dieser Teil der provisorischen Satzung hat folgenden Wortlaut: 
 

Wahlordnung des Senats gemäß § 121 Abs 3 UG 2002 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen, Erfassung der Wahlberechtigten 

§ 1 

(1) Die Mitglieder der im Senat vertretenen Personengruppen mit Ausnahme der Vertreterinnen 
und Vertreter der Studierenden sind auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und per-
sönlichen Wahlrechts nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen. 

(2) Der Senat besteht aus 24 Mitgliedern. Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der Unive r-
sitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren, der im § 94 Abs 2 Z 2 UG genannten Perso-
nengruppe, des Allgemeinen Universitätspersonals und der Studierenden im Senat wird vom 
Universitätsrat bestimmt. 

(3) Die Wahlen zum Senat haben bis spätestens 31. Oktober 2003 statt zu finden.  

§ 2 

(1) Das aktive und passive Wahlrecht gemäß dieser Wahlordnung steht allen Personen zu, welche 
am Stichtag folgenden Personengruppen angehören: 

1. Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren (§ 97 UG);  

2. Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten sowie wissenschaftliche und künstleri-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb (§ 94 Abs 2 UG); 

3. Allgemeines Universitätspersonal (§ 94 Abs 3 UG). 

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden werden von der Hochschülerschaft an der 
Universität Innsbruck nach den Bestimmungen des Hochschülerschaftgesetzes entsandt. Auf 
diese Personengruppe findet die vorliegende Wahlordnung keine Anwendung. 

(3) Der für das aktive und passive Wahlrecht maßgebliche Stichtag ist der Tag der Ausschreibung 
der Wahl im Mitteilungsblatt der Universität Innsbruck. 

§ 3 

(1) Die Ausschreibung der Wahl und die Festsetzung des Wahltermins erfolgen durch die Rektorin 
oder den Rektor der Universität Innsbruck. 

(2) Die Kundmachung der Wahlausschreibung und des Wahlergebnisses erfolgt im Mitteilungs-
blatt der Universität Innsbruck. 

(3) Die Wahlausschreibung hat spätestens drei Wochen vor dem Wahltermin zu erfolgen. 
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§ 4 

(1) Zur Durchführung der Wahl zum Senat wird für jede der in § 2 genannten Personengruppen je 
eine Wahlkommission eingerichtet. Jede Wahlkommission besteht aus 3 Personen. Für jedes 
Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 

(2) Die Mitglieder der Wahlkommission werden von den Vertreterinnen und Vertretern der einzel-
nen Personengruppen im Gründungskonvent bestimmt. Die Bestellung der Mitglieder der 
Wahlkommission hat spätestens einen Monat nach In-Kraft-Treten der Wahlordnung zu erfo l-
gen.  

(3) Die Einberufung zur konstituierenden Sitzung jeder Wahlkommission erfolgt durch das jeweils 
an Lebensjahren älteste Mitglied der Wahlkommission. Dieses hat die Sitzung bis zur Wahl der 
oder des Vorsitzenden, die oder der aus der Mitte der Wahlkommission zu bestellen ist, zu le i-
ten. 

(4) Die Wahlkommission ist beschlussfähig, wenn mindestens 2 Mitglieder anwesend sind. Die 
Geschäfte der Wahlkommission werden nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung des 
Gründungskonvents geführt. 

(5) Die Aufgaben der Wahlkommission sind: 

1. die Entgegennahme und Prüfung der Wahlvorschläge auf ihre Rechtmäßigkeit; 

2. die Rückstellung von Wahlvorschlägen zur Verbesserung von Mängeln;  

3. die Behandlung von Einsprüchen gegen die Aufnahme oder Nichtaufnahme von aktiv oder 
passiv Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis; 

4. die Festlegung des Ortes und des Zeitpunktes der Wahlversammlung;  

5. die Vorbereitung der amtlichen Stimmzettel; 

6. die Durchführung der Wahl und die Führung des Protokolls über die Wahl; 

7. die Auszählung der abgegebenen Stimmen; 

8. die Ermittlung des Wahlergebnisses; 

9. die Weiterleitung des Wahlergebnisses an die Rektorin oder den Rektor für die Verlautba-
rung im Mitteilungsblatt der Universität Innsbruck; 

10. die Aufbewahrung und Evidenthaltung der Wahlunterlagen bis zum Ende der Funktionspe-
riode des Senats. 

(6) Mit dem Ende der Funktionsperiode des Senats verlieren die Wahlkommissionen ihre rechtli-
che Existenz. 

§ 5 

(1) Für die Wahl zum Senat ist für jede der in § 2 genannten Personengruppen ein Wählerver-
zeichnis zu erstellen. Die Erstellung erfolgt durch die Wahlkommissionen auf Grund eines Be-
dienstetenverzeichnisses, das die Rektorin oder der Rektor zum Stichtag zu erstellen und der 
oder dem Vorsitzenden der Wahlkommission zu übermitteln hat. Jedes Wählerverzeichnis hat 
eine Liste der am Stichtag aktiv und passiv Wahlberechtigten jeder Personengruppe zu entha l-
ten. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor hat bei der Ausschreibung der Wahl darauf hinzuweisen, dass das 
Wählerverzeichnis vom 10. Tag nach Ausschreibung der Wahl bis zum Ende der Einbringungs-
frist für Wahlvorschläge zur allgemeinen Einsicht aufliegt. Die Rektorin oder der Rektor hat 
Ort und Zeit der Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis im Einvernehmen mit der oder dem 
Vorsitzenden der jeweiligen Wahlkommission festzulegen. 
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(3) Gegen die Aufnahme oder Nichtaufnahme eines Mitglieds der in § 2 genannten Personengrup-
pen kann während der Einsichtsfrist Einspruch an die Wahlkommission erhoben werden. Ge-
gen diese Einsprüche entscheidet die Wahlkommission innerhalb von drei Tagen nach Einlan-
gen des Einspruchs. Ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung der Wahlkommission ist nicht 
zulässig. 

(4) Das Wählerverzeichnis hat den Namen, den akademischen Grad, die Funktionsverwendung und 
die Organisationseinheit der dienstlichen Verwendung zu enthalten. Außer für den Vor- und 
Familiennamen ist die Verwendung von Abkürzungen zulässig. Die oder der Vorsitzende der 
Wahlkommission hat offensichtliche oder erwiesene Unrichtigkeiten sowie Schreibfehler bis 
zum Abschluss der Wahlhandlung zu korrigieren. 

2. Abschnitt: Wahlvorschläge 

§ 6 

(1) Jede und jeder Wahlberechtigte kann einen Wahlvorschlag einbringen. Die Wahlvorschläge 
müssen spätestens zwei Wochen vor dem Wahltag schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden 
der Wahlkommission eingelangt sein. 

(2) Jeder Wahlvorschlag hat zu enthalten:  

a) mindestens eine wählbare Wahlwerberin oder einen wählbaren Wahlwerber und für jede 
Wahlwerberin und jeden Wahlwerber mindestens ein Ersatzmitglied. Die Zuordnung der 
Ersatzmitglieder kann ad personam oder als gereihter Pool erfolgen. In jedem Wahlvor-
schlag zur Wahl der Vertreterinnen und Vertreter der in § 25 Abs 4 Z 2 UG genannten Per-
sonengruppe muss mindestens eine Wahlwerberin oder ein Wahlwerber die Lehrbefugnis 
als Universitätsdozentin oder Universitätsdozent gemäß § 28 UOG 1993 besitzen. Ebenso 
muss das Ersatzmitglied dieser Wahlwerberin oder dieses Wahlwerbers die Lehrbefugnis 
als Universitätsdozentin oder Universitätsdozent besitzen.  

Der Wahlvorschlag ist mit einer gegenüber anderen Wahlvorschlägen unterscheidbaren 
Bezeichnung zu versehen. Die Bezeichnung kann insbesondere der Name einer Wahlwer-
berin/ eines Wahlwerbers oder mehrerer Wahlwerberinnen/ Wahlwerber, einer Wahlwer-
benden Gruppe oder eine sonstige Listenbezeichnung sein. Enthält der Wahlvorschlag kei-
ne nähere Bezeichnung, so gilt er als nach der erstgenannten Wahlwerberin oder dem erst-
genannten Wahlwerber benannt. 

b) die schriftliche Zustimmungserklärung aller darauf angeführten Wahlwerberinnen und 
Wahlwerber. 

c) eine Zustellungsbevollmächtigte oder einen Zustellungsbevollmächtigten; wird keine Zu-
stellungsbevollmächtigte oder kein Zustellungsbevollmächtigter namhaft gemacht, gilt die 
Person, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, als Zustellungsbevollmächtigte oder Zu-
stellungsbevollmächtigter. 

(3) Eine Kandidatur ist nur auf einem Wahlvorschlag möglich. Scheint eine Person auf mehreren 
Wahlvorschlägen auf, ist sie von der Wahlkommission aus allen Wahlvorschlägen zu streichen. 
Ebenso sind Kandidatinnen oder Kandidaten, denen das passive Wahlrecht nicht zusteht, aus 
dem Wahlvorschlag zu streichen. 

(4) Die Verbindung (Koppelung) von Wahlvorschlägen ist unzulässig. 
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§ 7 

(1) Jede Wählergruppe kann bis zum dritten Arbeitstag (Mo bis Fr, ausgenommen Feiertage) vor 
der Wahl (12 Uhr) ihren Wahlvorschlag zurückziehen. Die Rückziehung des Wahlvorschlages 
ist der oder dem Vorsitzenden der Wahlkommission schriftlich zu erklären und muss von mehr 
als der Hälfte der Personen, die den Wahlvorschlag unterfertigt haben, unterschrieben sein. 

(2) Eine Wahlwerberin oder ein Wahlwerber kann bis spätestens zum dritten Arbeitstag vor der 
Wahl (12 Uhr) seine Zustimmungserklärung zurückzuziehen. Die Zurückziehung der Zustim-
mungserklärung ist der oder dem Vorsitzenden der Wahlkommission schriftlich zu erklären. 
Die oder der Vorsitzende hat die Zustellungsbevollmächtigte oder den Zustellungsbevollmäch-
tigten der Wählergruppe der betreffenden Wahlwerberin oder des betreffenden Wahlwerbers 
unverzüglich von der Zurückziehung zu verständigen und die Wahlwerberin oder den Wahl-
werber auf dem Wahlvorschlag zu streichen. 

(3) Die Zurückziehung eines Wahlvorschlages oder einer Zustimmungserklärung ist endgültig. 

(4) Zieht eine Wahlwerberin oder ein Wahlwerber seine Zustimmungserklärung zurück, scheidet 
sie oder er aus dem Bedienstetenverzeichnis aus oder verliert sonst die Wählbarkeit, so kann 
die Wählergruppe ihre Wahlwerberliste durch die Nennung einer anderen Wahlbewerberin oder 
eines anderen Wahlwerbers ergänzen. Die neue Wahlwerberin oder der neue Wahlwerber ist im 
Wahlvorschlag an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds der Wahlwerbenden Gruppe oder 
im Anschluss an die letztgereihte Person zu reihen. Die Ergänzungsvorschläge sind bis spätes-
tens am zweiten Arbeitstag vor der Wahl 12.00 Uhr bei der Vorsitzenden oder beim Vorsitzen-
den der Wahlkommission einzubringen. 

§ 8 

(1) Die Wahlkommission hat die bei ihr rechtzeitig eingelangten Wahlvorschläge unverzüglich zu 
überprüfen, ob sie den in § 6 genannten Voraussetzungen entsprechen. Insbesondere hat die 
Wahlkommission zu prüfen, ob den in den Wahlvorschlägen aufgenommenen Personen das 
passive Wahlrecht zukommt.  

(2) Weist ein Wahlvorschlag Mängel auf, so ist er unverzüglich der oder dem Zustellungsbevoll-
mächtigten zur Behebung dieser Mängel zurückzustellen. Behebbare Mängel sind insbesondere 
das Fehlen der Unterstützungserklärung oder eine zu geringe Zahl an Bewerberinnen oder Be-
werbern auf dem Wahlvorschlag. Die Behebung der Mängel hat binnen zwei Arbeitstagen nach 
Verständigung der oder des Zustellungsbevollmächtigten vom Vorliegen der Mängel zu erfo l-
gen. Behebt eine Wählergruppe nicht fristgerecht die vorliegenden Mängel, so gilt der Wahl-
vorschlag als zurückgezogen.  

(3) Weisen zwei oder mehrere Wahlvorschläge keine oder nur schwer unterscheidbare Bezeich-
nungen auf, so hat die Wahlkommission die Zustellungsbevollmächtigten zu laden. Die Wahl-
kommission hat zu versuchen, eine gütliche Einigung zwischen den einzelnen Wählergruppen 
herbeizuführen. Gelingt dies nicht, so hat die Wahlkommission unterscheidbare Bezeichnungen 
der einzelnen Wahlvorschläge festzulegen. Gegen diese Verfügung ist ein Rechtsmittel nicht 
zulässig. 

(4) Spätestens eine Woche vor der Wahl sind die Wahlvorschläge von der Rektorin oder vom Rek-
tor in geeigneter Weise, bevorzugt auf elektronischem Wege, kundzumachen. Allfällige Ände-
rungen sind unverzüglich zu korrigieren. 
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§ 9 

(1) Die Rektorin oder der Rektor hat bei der Ausschreibung der Wahl Wahlort und Wahlzeit be-
kannt zu geben. Die Kundmachung ist bei der elektronischen Veröffentlichung der Wahlvor-
schläge zu wiederholen. 

(2) Bei der Festlegung der Wahlzeit und des Wahlortes ist darauf Bedacht zu nehmen, dass den 
Wählerinnen und Wählern die Ausübung des Wahlrechtes möglichst erleichtert wird. Am 
Wahltag ist durch geeignete Hinweise das Auffinden der Wahllokale nach Möglichkeit zu er-
leichtern. 

3. Abschnitt: Abstimmungsverfahren 

§ 10 

(1) Für die Wahl des Senats ist ein amtlicher Stimmzettel zu verwenden. Dieser ist von der Wahl-
kommission herzustellen. 

(2) Der amtliche Stimmzettel hat für jede Wählergruppe eine gleich große Zeile vorzusehen. Sie 
hat von links nach rechts zu enthalten:  

a) die Nummer des Wahlvorschlages. Die Wahlvorschläge werden nach dem Zeitpunkt des 
Einlangens bei der Wahlkommission gereiht;  

b) die Bezeichnung der Wählergruppe; 

c) eine allfällige Kurzbezeichnung der Wählergruppe;  

d) die Namen der Wahlwerberinnen und Wahlwerber jedes Wahlvorschlages; 

e) einen Kreis. 

(3) Die amtlichen Stimmzettel sind den Wahlberechtigten gemeinsam mit dem Wahlkuvert auszu-
händigen. Die Wahlkuverts sind aus undurchsichtigem Papier in einheitlicher Farbe, Form und 
Größe zu verwenden. Jede Kennzeichnung des Wahlkuverts ist verboten. 

§ 11 

Die Rektorin oder der Rektor hat für die Wahlversammlung ein geeignetes Wahllokal zur Verfügung 
zu stellen. Im Wahllokal müssen jedenfalls ein Tisch für die Wahlkommission, eine Wahlurne und 
mindestens eine Wahlzelle vorhanden sein. Die Wahlzelle ist als abgesonderter, ausreichend beleuch-
teter Raum, in dem die Wählerinnen und Wähler unbeobachtet ihre Stimmzettel ausfüllen und in das 
Wahlkuvert legen können, herzustellen. In der Wahlzelle muss sich ein Tisch oder ein Stehpult mit 
Schreibgeräten befinden.  

§ 12 

(1) Unmittelbar vor Beginn der Stimmabgabe hat sich die Wahlkommission davon zu überzeugen, 
dass die Wahlurne leer ist. 

(2) Zur Stimmabgabe tritt die einzelne Wählerin oder der einzelne Wähler vor die Wahlkommissi-
on und nennt seinen Namen. Sofern die Wählerin oder der Wähler der Mehrheit der Mitglieder 
der Wahlkommission nicht persönlich bekannt ist, kann der Nachweis der Identität durch einen 
mit einem Lichtbild versehenen Ausweis verlangt werden. 

(3) Ein Mitglied der Wahlkommission hat durch einen Vermerk im Wählerverzeichnis festzuhal-
ten, dass die betreffende Person an der Wahlhandlung teilgenommen hat. 
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(4) Ist die Wählerin oder der Wähler den Mitgliedern der Wahlkommission bekannt oder hat sie 
oder er die Identität nachgewiesen, so ist ihr oder ihm von der Wahlleiterin oder vom Wahllei-
ter ein leeres Wahlkuvert und ein amtlicher Stimmzettel auszufolgen. 

(5) Der Stimmzettel ist ausschließlich in der Wahlzelle auszufüllen und sodann in das Wahlkuvert 
zu legen. Das Wahlkuvert ist geschlossen der oder dem Vorsitzenden der Wahlkommission zu 
übergeben, die bzw. der es ungeöffnet in die Wahlurne zu werfen hat. 

(6) Ist einer Wählerin oder einem Wähler beim Ausfüllen eines Stimmzettels ein Fehler unterlau-
fen und begehrt sie oder er daher einen weiteren Stimmzettel, so ist dieser auszufolgen. Die 
Wählerin oder der Wähler hat den fehlerhaft ausgefüllten Stimmzettel vor der Wahlkommissi-
on zu zerreißen und mit sich zu nehmen. Dieser Vorgang ist im Wahlprotokoll zu vermerken. 

§ 13 

(1) Der amtliche Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welche 
Wählergruppe die Wählerin oder der Wähler wählen wollte. Das ist insbesondere der Fall, 
wenn in dem rechts von der Bezeichnung der Wählergruppe vorgedruckten Kreis ein liegendes 
Kreuz oder ein anderes Zeichen mit Tinte, Kugelschreiber, Farbstift, Bleistift und dergleichen 
angebracht ist, aus dem eindeutig hervorgeht, dass sie oder er die in der selben Zeile angeführte 
Wählergruppe wählen wollte. 

(2) Der amtliche Stimmzettel ist auch dann gültig ausgefüllt, wenn der Wille der Wählerin oder des 
Wählers auf andere Weise, zB. durch Anhaken, Unterstreichen, sonstige entsprechende Kenn-
zeichnung einer Wählergruppe oder durch Durchstreichen der übrigen Wählergruppen eindeu-
tig zu erkennen ist. 

(3) Nach Ablauf der Wahlzeit hat die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende der Wahlkommission das 
Wahllokal zu schließen. Von da an dürfen nur mehr die sich zu diesem Zeitpunkt im Wahllokal 
befindenden Wahlberechtigten zur Stimmabgabe zugelassen werden. Sobald der letzte Stimm-
zettel abgegeben wurde, erklärt die Wahlkommission die Stimmabgabe für geschlossen. Da-
nach dürfen sich nur mehr die Mitglieder der Wahlkommission und deren Hilfsorgane im 
Wahllokal aufhalten.  

4. Abschnitt: Ermittlung der Wahlergebnisse 

§ 14 

(1) Nach der Schließung des Wahllokals sind zunächst alle nicht benützten Wahlkuverts und 
Stimmzettel von den Tischen, auf denen das Wahlergebnis ermittelt werden soll, zu entfernen. 
Die Wahlkommission hat sodann festzustellen, wie viele amtliche Stimmzettel ausgegeben 
wurden.  

(2) Hierauf hat die Wahlkommission die Wahlurne zu entleeren und die Anzahl der von den Wäh-
lerinnen und Wählern abgegebenen Wahlkuverts festzustellen. Im Protokoll ist zu vermerken, 
ob die Anzahl der abgegebenen Wahlkuverts mit der Anzahl der Wählerinnen und Wähler, die 
von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht haben, übereinstimmt. Im Falle der Nichtüberein-
stimmung ist der vermutliche Grund zu protokollieren. 
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(3) Das Wahlergebnis ist sodann ohne Unterbrechung zu ermitteln und festzustellen. Ist eine Un-
terbrechung notwendig, so sind die Wahlakten samt den amtlichen Stimmzetteln von der 
Wahlkommission zu verpacken und bis zur Wiederaufnahme der Arbeiten von der Vorsitzen-
den bzw. vom Vorsitzenden der Wahlkommission unter sicherem Verschluss zu verwahren. 
Die Wahlkommission hat die Wahlkuverts zu öffnen, die amtlichen Stimmzettel zu entnehmen 
und deren Gültigkeit zu überprüfen. Die ungültigen Stimmzettel sind getrennt mit fortlaufenden 
Nummern zu versehen und zu ordnen. 

(4) Die Wahlkommission hat sodann die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen und ungültigen 
Stimmen zu ermitteln. Anschließend sind die auf die einzelnen Wählergruppen entfallenen gül-
tigen Stimmen (Listensummen) zu ermitteln. 

(5) Enthält ein Wahlkuvert mehrere amtliche Stimmzettel, so sind sämtliche Stimmzettel ungültig. 

§ 15 

(1) Die Wahlkommission hat die zu vergebenden Mandate auf die einzelnen Wählergruppen mit-
tels der Wahlzahl zu verteilen. 

(2) Zur Berechnung der Wahlzahl sind die Listensummen nach ihrer Größe geordnet nebeneinan-
der zu schreiben. Unter jede Listensumme sind die Hälfte, das Drittel, das Viertel und nach Be-
darf die weiteren Bruchteile zu schreiben. Dezimalzahlen sind zu berücksichtigen. Die so ge-
wonnenen Zahlen sind zusammen mit den Listensummen nach ihrer Größe zu ordnen, wobei 
mit der größten Listensumme zu beginnen ist. Als Wahlzahl gilt die Zahl, die in der Reihe die 
so vielte ist, wie die Zahl der zu vergebenden Mandate beträgt. 

(3) Jede Wählergruppe erhält so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Listensumme enthalten 
ist. Haben nach dieser Berechnung zwei oder mehrere Wählergruppen auf ein Mandat densel-
ben Anspruch, so entscheidet das vom jüngsten Mitglied der Wahlkommission zu ziehende 
Los. 

(4) Besitzt keine der auf diese Weise gewählten Vertreterinnen oder Vertreter der in § 25 Abs. 4 
Z 2 UG  genannten Personengruppe die Lehrbefugnis als Universitätsdozentin oder Universi-
tätsdozent gemäß § 28 UOG 1993, so rückt jene Wahlwerberin oder jener Wahlwerber mit der 
Lehrbefugnis als Universitätsdozentin oder Universitätsdozent, die in demjenigen Wahlvor-
schlag genannt ist, der die meisten gültigen Stimmen erhalten hat, an dessen erste Stelle. Dies 
gilt sinngemäß auch für das Ersatzmitglied dieser Wahlwerberin oder dieses Wahlwerbers. Er-
forderlichenfalls entscheidet das vom jüngsten Mitglied der Wahlkommission zu ziehende Los. 

§ 16 

Wurde nur ein Wahlvorschlag eingebracht, so gilt dieser als gewählt, wenn er die einfache Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

§ 17 

(1) Die auf den Wahlvorschlag entfallenden Mandate werden den im Wahlvorschlag angegebenen 
Wahlwerberinnen und Wahlwerbern in der Reihenfolge ihrer Nennung zugeteilt. Ersatzmitglie-
der sind jene Wahlwerberinnen und Wahlwerber, die auf den Wahlvorschlag den gewählten 
Vertreterinnen und Vertretern nach der Reihe ihrer Nennung folgen, sofern der Wahlvorschlag 
nicht direkt (ad personam) zugeordnete Wahlwerberinnen und Wahlwerber als Ersatzmitglieder 
vorsieht. 
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(2) Fallen auf einen Wahlvorschlag mehr Mandate als Wahlwerberinnen oder Wahlwerber darin 
aufscheinen, so rücken die Ersatzmitglieder zu gewählten Mitgliedern auf. Sieht der Wahlvor-
schlag einen gereihten Pool vor, so rücken die Ersatzmitglieder nach ihrer Reihung im Wahl-
vorschlag nach. Sieht der Wahlvorschlag eine ad personam-Reihung vor, so erhält das Ersatz-
mitglied der oder des Erstgereihten und danach das Ersatzmitglied der oder des Zweitgereihten 
usw. die weiteren Mandate. 

(3) Ersatzmitglieder treten bei einer Verhinderung von gewählten Vertreterinnen und Vertretern für 
die Dauer der Verhinderung sowie im Falle des Erlöschens der Mitgliedschaft von gewählten 
Vertreterinnen und Vertretern für den Rest der Funktionsperiode an deren Stelle. 

§ 18 

(1) Über den Verlauf der Wahlversammlung ist von der Wahlleiterin bzw. vom Wahlleiter oder 
von einer oder einem von der Wahlkommission zu bestimmenden Schriftführerin oder Schrift-
führer ein Protokoll zu verfassen. Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter oder die Schriftführerin 
bzw. der Schriftführer können sich mit Zustimmung der Wahlkommission für das Abfassen des 
Protokolls eines Hilfsorganes bedienen. 

(2) Das Protokoll hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten: 

a) den Tag, den Zeitpunkt des Beginns, den Zeitpunkt des Endes und den Ort der Wahlver-
sammlung;  

b) die anwesenden Mitglieder der Wahlkommission, den Namen der Schriftführerin oder des 
Schriftführers und allenfalls des mitwirkenden Hilfsorganes; 

c) die Zahl der aktiv Wahlberechtigten laut Wählerverzeichnis; 

d) allfällige Berichtigungen des Wählerverzeichnisses; 

e) die Zahl der aktiv Wahlberechtigten, die an der Wahlhandlung teilgenommen haben und 
die Zahl der abgegebenen Wahlkuverts; 

f) die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen; 

g) die Zahl der abgegebenen ungültigen Stimmen. Für den Fall, dass die Qualifikation einer 
Stimme als gültig bzw. ungültig nicht eindeutig war, die Erwägungen, die die Wahlkom-
mission zu ihrer Entscheidung veranlasst hat; 

h) die Wahlzahl; 

i) die auf jede Wählergruppe entfallenden Stimmen und Mandate; 

j) sonstige für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit erforderlichen Angaben über Vorfälle 
während der Wahlversammlung; 

k) dem Protokoll sind das Wählerverzeichnis und die abgegebenen Stimmzettel beizufügen. 
Sie sind Bestandteile des Protokolls. 

(3) Entstehen innerhalb der Wahlkommission Auffassungsunterschiede über die Gültigkeit eines 
amtlichen Stimmzettels, über die Zuordnung der Mandate oder über andere das Wahlergebnis 
beeinflussende Fragen, ist dies im Protokoll zu vermerken. Die Abgabe von vota seperata ist 
zulässig. 

(4) Das Protokoll ist von allen Mitgliedern der Wahlkommission zu unterfertigen. Eine allfällige 
Verweigerung der Unterschrift berührt die Gültigkeit des Protokolls nicht.  
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§ 19 

Die Wahlkommission hat das Wahlergebnis unverzüglich an die Rektorin oder den Rektor weiterzu-
leiten. Diese oder dieser hat das Wahlergebnis ohne unnötigen Aufschub im Mitteilungsblatt der U-
niversität Innsbruck zu veröffentlichen. Zusätzlich kann die Rektorin oder der Rektor das Wahler-
gebnis auch auf andere Weise, bevorzugt auf elektronischem Wege, kundmachen. 

§ 20 

(1) Binnen einer Woche nach Kundmachung des Wahlergebnisses kann jede Wählergruppe, deren 
Wahlvorschlag für die Wahl kundgemacht wurde, sowie jedes Mitglied bzw. Ersatzmitglied ei-
nes solchen Wahlvorschlages die Wahl wegen ziffernmäßiger Unrichtigkeit oder wegen be-
haupteter Rechtswidrigkeit anfechten. 

(2) Über eine Anfechtung der Wahl entscheidet die Wahlprüfungskommission. Gegen ihre Ent-
scheidung ist ein weiteres Rechtsmittel nicht mehr zulässig. 

(3) Die Wahlprüfungskommission besteht aus 7 Mitgliedern. Jede der in § 2 Abs 1 genannten Per-
sonengruppen ist mit 2 Mitgliedern und 2 Ersatzmitgliedern vertreten. Ein weiteres Mitglied 
und Ersatzmitglied wird von der Rektorin oder vom Rektor aus dem Kreis der rechtskundigen 
Verwaltungsbediensteten der Universität bestimmt. Ein Mitglied oder Ersatzmitglied einer 
Wahlkommission darf nicht zum Mitglied oder Ersatzmitglied der Wahlprüfungskommission 
ernannt werden. 

(4) Die Mitglieder der Wahlprüfungskommission werden von den Vertreterinnen und Vertretern 
der einzelnen Personengruppen im Gründungskonvent bestimmt. Die Bestellung der Mitglieder 
der Wahlprüfungskommission hat spätestens einen Monat nach In-Kraft-Treten dieser Wahl-
ordnung zu erfolgen.  

(5) Die Einberufung zur konstituierenden Sitzung erfolgt durch das an Lebensjahren älteste Mit-
glied der Wahlprüfungskommission. Dieses hat die Sitzung bis zur Wahl der bzw. des Vorsit-
zenden, die bzw. der aus der Mitte der Wahlprüfungskommission zu bestellen ist, zu leiten. 

(6) Die Wahlprüfungskommission ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder an-
wesend sind. Der Geschäftsgang erfolgt nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung des 
Gründungskonvents.  

(7) Die Wahlprüfungskommission hat über Anfechtungen binnen vier Wochen zu entscheiden. 
Stellt die Wahlprüfungskommission Fehler in der ziffernmäßigen Richtigkeit des Wahlergeb-
nisses fest, so hat sie das Ergebnis zu korrigieren. Erkennt die Wahlprüfungskommission, dass 
das Wahlverfahren rechtswidrig durchgeführt wurde, so hat sie dies der Anfechtungswerberin 
bzw. dem Anfechtungswerber und der Wahlkommission mitzuteilen. War die Rechtswidrigkeit 
von Einfluss auf das Wahlergebnis oder könnte die Wahl ohne die erkannte Rechtswidrigkeit 
zu einem anderen Ergebnis geführt haben, so ist die Wahl aufzuheben und möglichst rasch zu 
wiederholen. Es sind nur jene Teile der Wahl aufzuheben, auf die sich die festgestellte Rechts-
widrigkeit ausgewirkt hat. 
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§ 21 

Diese Wahlordnung tritt mit In-Kraft-Treten der endgültigen Wahlordnung für den Senat außer Kraft.  

Dieser Teil der provisorischen Satzung wurde vom Gründungskonvent der Universität Inns-
bruck am 12. Juni 2003 beschlossen. Er wird gemäß § 20 Abs 6 UG 2002 im Mitteilungs-
blatt der Universität verlautbart und tritt nach Ablauf des Tages seiner Verlautbarung in 
Kraft. 

o. Univ.-Prof. Dr. Sigmar Bortenschlager 

Vorsitzender des Gründungskonvents 

291. Verlängerung der Funktionsperioden der Universitätsorgane an der Univer-
sität Innsbruck gemäß § 88a UOG 1993 

Der Senat der Universität Innsbruck hat am 20.03.03 gemäß § 88a UOG 1993 beschlossen, die Funk-
tionsperioden aller Universitätsorgane nach UOG 1993, sowohl die der Kollegialorgane als auch die 
der monokratischen Organe der Universität Innsbruck mit Ausnahme des Rektors und der Vizerekto-
ren bis zum 31.12.03 zu verlängern.  
 

Ao. Univ.-Prof. Dr. Norbert Ortner 

Vorsitzender des Senats

292. Wahlfachstudiengänge und Wahlfachmodule an der Geisteswissenschaftli-
chen Fakultät 

Für die in der Anlage 1 Z 1.41 des UniSTG vorgesehenen und in den Studienplänen der Geistes- und 
Kulturwissenschaftlichen Studienrichtungen aufgenommenen „freien Wahlfächern“ bietet die Geis-
teswissenschaftliche Fakultät mehrere Wahlfachstudiengänge und Wahlfachmodule an. 
Die vollständige Absolvierung der Wahlfachstudiengänge bzw. Wahlfachmodule ist wie die der 
Pflichtfächer im Prüfungsreferat der Geisteswissenschaftlichen Fakultät mit den entsprechenden 
Zeugnissen nachzuweisen. 
Weitere Informationen bieten die KoordinatorInnen sowie die Homepage der Geisteswissenschaftli-
chen Fakultät. 
 
In Ergänzung der im Mitteilungsblatt der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck vom 04. Juni 2002 
(41. Stück) angeführten Wahlfachstudiengänge und Wahlfachmodule werden ab dem WS 2003/2004 
folgende weitere Wahlfachstudiengänge und Wahlfachmodule angeboten bzw. erweitert. 
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1. Wahlfachstudiengang „Restaurierung von Bodenfunden“ (48 SSt) 
Koordinator: Univ.-Prof. Dr. Elisabeth Walde  
 
Jeweils eines der nachstehend angeführten Module wird pro Semester in der folgenden Reihenfolge 
angeboten und im Lehrzielkatalog angekündigt. Die Module des Wahlfachstudienganges können 
auch einzeln als Wahlfachmodule studiert werden. 
 
 
Modul „Keramik und Glas“ (8 SSt) 
 
Modul „Metall“ (8 SSt) 
 
Modul „Formenbau und Abgusstechnik“ (8 SSt) 
 
Modul „Mosaik und Wandmalerei“ (8 SSt) 
 
Modul „Organische Materialien“ (8 SSt) 
 
Modul „Steinrestaurierung und Museologie“ (8 SSt) 
 
 
 
2. Wahlfachstudiengang „Europäische Sprachen u. Kulturen“ (48 SSt) 
 Ass.-Prof Dr. Philip Herdina 
 
 
Der im Mitteilungsblatt der Leopold Franzens Universität Innsbruck vom 04. Juni 2002 (41. Stück) 
veröffentlichte Wahlfachstudiengang wird um nachstehende Module erweitert, wobei bis zu vier 
Sprachen gewählt werden können. 
Das Kernstudium „Europa: Sprache, Kultur, Geschichte“ kann anstatt einer Sprache in den Wahl-
fachstudiengang aufgenommen werden. 
 
 
Modul „Deutsche Sprache und Kommunikation“ (12 SSt) 
 
Einführung (4 SSt) 
Verhaltenslinguistik: Wissen, Verstehen, Sprechen, Schreiben  2 SSt 
Sprache in Ihrer kognitiven und sozialen Dimension   2 SSt 
 
Praxis (6 SSt) 
Sprachkompetenz        2 SSt 
Kommunikationskompetenz       2 SSt 
Schreibkompetenz        2 SSt 
 
Vertiefung (2 SSt) 
Textlinguistik         2 SSt 
oder 
Semantik, Pragmatik und Stilistik       2 SSt 
 
 
 
 



- 325 - 

Modul „Deutsche Sprache und Kommunikation“ (24 SSt) 
 
Einführung (4 SSt) 
Verhaltenslinguistik: Wissen, Verstehen, Sprechen, Schreiben  2 SSt 
Sprache in Ihrer kognitiven und sozialen Dimension   2 SSt 
 
 
 
Grundlagen (8 SSt) 
Grammatik         2 SSt 
Textlinguistik/Gesprächslinguistik       2 SSt 
Semantik, Pragmatik und Stilistik       2 SSt 
Linguistische Textanalyse       2 SSt 
 
Praxis 1 (4 SSt) 
Sprachkompetenz        2 SSt 
Kommunikationskompetenz I      2 SSt 
 
Praxis 2 (6 SSt) 
Schreibkompetenz        2 SSt 
Sprechtechnik und Rhetorik       2 SSt 
Kommunikationskompetenz II      2 SSt 
 
Vertiefung (2 SSt) 
Sprachsystem und Sprachverhalten      2 SSt 
 
 
Modul „Kernstudium Europa: Sprache, Kultur, Geschichte“ (12 SSt) 
 
Sprache und Kommunikation (8 SSt) 
Grundlagen         6 SSt 
Vertiefung         2 SSt 
 
Kultur und Geschichte Europas (2 SSt) 
 
Neue Methoden der Kommunikation (2 SSt) 
 

Univ.-Prof.Dr. Franz Mathis 

Studiendekan

 

293. Verlautbarung der Verleihung der Lehrbefugnis als Universitätsdozentin für 
das Fach „Wirtschaftsinformatik“ an Frau Dr. Kerstin FINK 

Frau Dr. Kerstin Fink wurde mit Datum vom 28. Mai 2003 die Lehrbefugnis als Universitätsdozentin 
gemäß § 28 Abs.7 UOG 1993 für das Fach „Wirtschaftsinformatik“ verliehen. 
 

O.Univ.-Prof.Dr. John-ren CHEN 
DEKAN
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294. Verlautbarung der Verleihung der Lehrbefugnis als Universitätsdozent für 
das Fach „Betriebswirtschaftslehre“ an Herrn Dr. Matthias FUCHS 

Herrn Dr. Matthias Fuchs wurde mit Datum vom 28.Mai 2003 die Lehrbefugnis als Universitätsdo-
zent gemäß § 28 Abs.7 UOG 1993 für das Fach „Betriebswirtschaftslehre“ verliehen. 
 

O.Univ.-Prof.Dr. John-ren CHEN 
DEKAN 

295. Verlautbarung der Verleihung der Lehrbefugnis als Universitätsdozent für 
das Fach „Volkswirtschaftslehre“ an Herrn Dr. Hannes WINNER 

Herrn Dr. Hannes Winner wurde mit Datum vom 4. Juni 2003 die Lehrbefugnis als Universitätsdo-
zent gemäß § 28 Abs.7 UOG 1993 für das Fach „Volkswirtschaftslehre“ verliehen. 

 

O.Univ.-Prof.Dr. John-ren CHEN 
DEKAN 

296. Verlautbarung der Verleihung der Lehrbefugnis als Universitätsdozent für 
das Fach Medizinische Psychologie, Psychosomatik und Psychotherapie an 
Herrn Mag. phil. Dr. phil. Martin Kopp 

Herrn Mag. phil. Dr. phil. Martin Kopp wurde mit Datum vom 12.06.2003 die Lehrbefugnis als 
Universitätsdozent gem. § 28 UOG 1993 für das Fach Medizinische Psychologie, Psychosomatik und 
Psychotherapie verliehen. 

O.Univ.-Prof. Dr. H. Grunicke 
Dekan 

297. Verlautbarung der Verleihung der Lehrbefugnis als Universitätsdozent für 
das Fach Anästhesie und Allgemeine Intensivmedizin an Herrn Dr. med.    
univ. Josef Margreiter 

Herrn Dr. med. univ. Josef Margreiter wurde mit Datum vom 05.06.2003 die Lehrbefugnis als 
Universitätsdozent gem. § 28 UOG 1993 für das Fach Anästhesie und Allgemeine Intensivmedizin 
verliehen. 

O.Univ.-Prof. Dr. H. Grunicke 
Dekan
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298. Verlautbarung des Ergebnisses der Wahl des Institutsvorstandes am Institut 
für Romanistik 

In der Sitzung der Institutskonferenz des Instituts für Romanistik am 2. Juni 2003 wurde für die Zeit 
ab dem 1. Oktober 2003  
 

Frau Univ.-Prof. Dr. Heidi SILLER 
 
zum Institutsvorstand gewählt. 
 

O.Univ.-Prof. Dr. Wolfram Krömer 

Institutsvorstand

 

299. Einberufung einer Wahlversammlung zur Nachwahl von Mitgliedern der In-
stitutskonferenz des Instituts für Sportwissenschaften als Vertreter der Uni-
versitätsdozenten, der Universitätsassistenten und der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter im Forschungs- und Lehrbetrieb und in Ausbildung gemäß § 45 
Abs. 2 Z. 2 UOG 1993 für das Studienjahr 2002/2003 

Hiemit berufe ich gemäß § 14 Abs. 3 UOG 1993 sowie § 18 Abs. 6 und § 32 Abs. 3 Wahlordnung für 
 

Mittwoch, den 25.Juni 2003, 9.00 Uhr 
 
Besprechungsraum – Prüfungzimmer 
 
eine Versammlung der dem Institut für Sportwissenschaften an diesem Tag voll zugeordneten Uni-
versitätsdozenten gemäß § 170 BDG, Universitätsassistenten und wissenschaftlichen Mitarbeiter im 
Forschungs- und Lehrbetrieb und in Ausbildung zur Nachwahl von Vertretern dieser Personengrup-
pen in der Institutskonferenz gemäß § 32 Abs. 3 WO für den Rest der laufenden Funktionsperiode 
ein. Es sind ein Mitglied und mindestens ein Ersatzmitglied zu wählen. 
Das Verzeichnis der aktiv Wahlberechtigten kann ab dem achten Tag vor dem Tag der Wahlver-
sammlung bei mir eingesehen werden. Einwendungen dagegen sind schriftlich spätestens bis zum 
zweiten Tag vor dem Tag der Wahlversammlung an mich zu richten. Das Wahlrecht kann nur per-
sönlich ausgeübt werden, Briefwahl oder Stimmübertragung ist nicht zulässig. 
Wählbar sind die aktiv Wahlberechtigten, die entweder österreichische Staatsbürger oder Staatsbür-
ger eines Staates sind, dessen Bürgern auf Grund eines völkerrechtlichen Vertrages für den Berufs-
zugang dieselben Rechte wie österreichischen Staatsbürgern zu gewähren sind, insoweit sie nicht 
bereits Mitglied der Institutskonferenz gemäß § 45 Abs. 2 Z. 2 UOG 1993 sind  
Wahlvorschläge kann jeder aktiv Wahlberechtigte schriftlich spätestens bis zum Beginn der Wahl-
handlung bei mir einbringen. Jeder Wahlvorschlag hat mindestens einen wählbaren Kandidaten, für 
jeden Kandidaten einen Ersatzkandidaten sowie die schriftliche Erklärung aller auf ihm Genannten 
zu enthalten, von ihrer Kandidatur Kenntnis zu haben. Die Reihenfolge der auf einem Wahlvorschlag 
Genannten ist verbindlich. 
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Die Wahl erfolgt unter Anwendung der Wahlordnung, die der Senat gemäß § 14 Abs. 2 letzter Satz 
UOG 1993 erlassen hat. Die Wahlordnung ist im 7. Stück des Mitteilungsblattes 1997/98 vom 2. 
Jänner 1998 verlautbart worden und kann mir eingesehen werden. 
Diese Kundmachung gilt als Ladung zur Wahlversammlung. 
 

Dr. Ludwig CALL 

Der Vorsitzende der Wahlkommission

300. Ausschreibung einer/eines Universitätsprofessorin/ Universitätsprofessors 
für Finanzwirtschaft mit dem Schwerpunkt Risikomanagement 

 
An der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Innsbruck, Institut für 
Betriebliche Finanzwirtschaft, ist zum nächst möglichen Zeitpunkt eine Professur für Finanzwir t-
schaft mit dem Schwerpunkt Risikomanagement zu besetzten. Dabei handelt es sich um eine Ver-
tragsprofessur, die zunächst auf fünf Jahre befristet ist. Eine Habilitation beziehungsweise gleichzu-
haltende wissenschaftliche Veröffentlichungen sind vorausgesetzt. Besonderen Wert wird auf die 
Entwicklung einer innovativen Lehre und auf erstklassige Forschungsarbeit gelegt. 
 
Die Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät strebt die Erhöhung des weiblichen Anteils an 
ihrem wissenschaftlichen Personal an und ermutigt daher qualifizierte WissenschaftlerInnen zur Be-
werbung. Gemäß dem Frauenförderungsplan werden Frauen, die sich um diese Planstelle bewerben, 
bei gleicher Qualifikation bevorzugt aufgenommen. 
 
Interessierte werden dringend ersucht, nähere Informationen beim SoWi-Dekanat anzufordern (e-
mail:SOWI-Dekanat@uibk.ac.at; Tel.: ++43 – 512 – 507 7004, Fax: ++43 – 512 – 507 2840), bzw. 
unter der Internetadresse http://sowi.uibk.ac.at abzurufen.  
 
Bewerbungen mit vollständig ausgefülltem Fragebogen 
(http://www.uibk.ac.at/c/c4/c401/jobs/fragebogen.html) sind bis 19. September 2003 an den Dekan 
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, O. Univ.-Prof. Dr. John-ren Chen, SOWI-
Dekanat, Universitätsstr. 15, A-6020  Innsbruck zu richten.  
 
 

O. Univ.-Prof. Dr. John-ren Chen 

Dekan 
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301. Ausschreibung von wissenschaftlichen Planstellen 

An der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck gelangen nachstehende Planstellen des  
wissenschaftlichen Dienstes zur Besetzung: 
Chiffre: SOWI-2144 
Wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in in Ausbildung, Institut für Revisions-, Treuhand- und 
Rechnungswesen ab sofort auf 4 Jahre. Voraussetzungen: Abgeschlossenes Magister- oder 
Diplomstudium, Fachrichtung: Bwl Prüfungslehre. Erwünscht: Abschluss im Bereich SBWL 
Rechnungswesen, Prüfungslehre und/oder Steuerlehre; Praktische Erfahrungen im Fachge-
biet. Aufgabenbereich: Mitwirkung in der Betreuung von Studierenden; Mitwirkung bei und 
Durchführung von selbständigen Forschungsarbeiten, insbesondere Verfassung einer Disser-
tation; Kongressvorträge; Mitwirkung bei administrativen Tätigkeiten und in Gremien im 
notwendigen Ausmaß. 
 
Chiffre: SOWI-2142 
Universitätsassistent(in), Institut für Revisions-, Treuhand- und Rechnungswesen ab sofort 
auf 4 Jahre. Voraussetzungen: Doktorat oder gleichzuwertende wissenschaftliche Befähi-
gung, Fachrichtung: Betriebswirtschaft - Bwl Prüfungslehre. Erwünscht: Abschluss im Be-
reich SBWL Rechnungswesen, Prüfungslehre und/oder Steuerlehre; Lehrerfahrung und prak-
tische Erfahrungen im Fachgebiet. Aufgabenbereich: Mitwirkung im Lehrveranstaltungsan-
gebot des Instituts für RTR; Betreuung von Studierenden in den Bereichen Forschung und 
Lehre; Durchführung selbständiger Forschungsarbeiten; Kongressvorträge; Verfassung einer 
Habilitationsschrift oder gleichwertiger Leistung; Mitwirkung bei administrativen Tätigkei-
ten und in Gremien im notwendigen Ausmaß. 
 
Chiffre: MEDI-2133 
Assistenzarzt(ärztin), Institut für Biochemische Pharmakologie ab sofort auf 4 Jahre. Voraus-
setzungen: Doktorat oder gleichzuwertende wissenschaftliche Befähigung, Fachrichtung: 
Medizin, Facharztdiplom. Erwünscht: Kenntnisse in klinik- und praxisnaher Lehre, klinischer 
Pharmakologie und am wissenschaftlichen Arbeiten,. Aufgabenbereich: Lehre, Forschung 
und Ausbildung. Teilzeitbeschäftigung möglich. 
 
 
Schriftliche Bewerbungen sind bis 09. Juli 2003 unter Angabe der Chiffre am Briefumschlag bei der 
Posteinlaufstelle der Zentralen Verwaltung der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck, Innrain 52, 
A-6020 Innsbruck, einzubringen. Die Bewerber und Bewerberinnen haben keinen Anspruch auf Ab-
geltung aufgelaufener Reise- und Aufenthaltskosten, die aus Anlass des Aufnahmeverfahrens ent-
standen sind. 
 
Vorstellungsgespräche in den jeweiligen Instituten und Kliniken sind möglich. Für Bewerbungen an 
der Medizinischen Fakultät sind Bewerbungsformulare auszufüllen, die im Dekanat bzw. in den In-
stituten und Kliniken aufliegen.  
 
Die Leopold-Franzens-Universität Innsbruck strebt eine Erhöhung des Anteils der Frauen am wissen-
schaftlichen Personal an und fordert deshalb qualifizierte Frauen nachdrücklich auf, sich zu bewer-
ben. Frauen werden bei gleicher Qualifikation bevorzugt aufgenommen. 
 

Dr. Friedrich LUHAN 

Universitätsdirektor
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302. Ausschreibung von nichtwissenschaftlichen Planstellen 

An der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck gelangen nachstehende Planstellen des  
nichtwissenschaftlichen Dienstes zur Besetzung: 
 
Chiffre: MEDI-2140 
Vertragsbedienstetenplanstelle k2, Universitätsklinik für Unfallchirurgie ab sofort. Vorausset-
zungen: MTA-Diplom. Erwünscht: Histologische und elektronenmikroskopische Kenntnisse 
(TEM und REM). Zusätzlich Zellbiologie und Zytodiagnostik sowie immunhistochemisches 
Arbeiten, weiters nachgewiesene wissenscha ftliche Arbeiten und sicherer Umgang der engli-
schen Sprache. Hervorragende EDV-Kenntnisse einschließlich Datenbank-Management und 
Bereitschaft zur Anleitung von Mitarbeitern. 
 
 
Schriftliche Bewerbungen sind bis 09. Juli 2003 unter Angabe der Chiffre am Briefumschlag bei der 
Posteinlaufstelle der Zentralen Verwaltung der Leopold-Franzens-Universität Innsbruck, Innrain 52, 
A-6020 Innsbruck, einzubringen. Die Bewerber und Bewerberinnen haben keinen Anspruch auf Ab-
geltung aufgelaufener Reise- und Aufenthaltskosten, die aus Anlass des Aufnahmeverfahrens ent-
standen sind. 
 
Vorstellungsgespräche in den jeweiligen Instituten und Kliniken sind möglich. Für Bewerbungen an 
der Medizinischen Fakultät sind Bewerbungsformulare auszufüllen, die im Dekanat bzw. in den In-
stituten und Kliniken aufliegen.  
 
Die Leopold-Franzens-Universität Innsbruck strebt eine Erhöhung des Anteils der Frauen am Perso-
nal an und fordert deshalb qualifizierte Frauen nachdrücklich auf, sich zu bewerben. Frauen werden 
bei gleicher Qualifikation bevorzugt aufgenommen. 
 
 

Dr. Friedrich LUHAN 

Universitätsdirektor

 


